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Prof. Dr. Detlev Sternberg-Lieben

Urkundsdelikte

(Übersicht)

Schutz der  Sicherheit und Zuverlässigkeit des Rechtsverkehrs
, und zwar bezüglich:

- Echtheit und Unverfälschtheit
: § 267 StGB 

- inhaltlicher Wahrheit
: §§ 348, 271; 277, 279 StGB

- beweismäßiger Verfügbarkeit/äußerer Unversehrtheit
: 274 I Nr. 1 StGB

- korrekter Verwendung
: § 281 StGB                                           

Prüfungsfolge bei Urkundenfälschung (§ 267 StGB)

Tatbestand

objektiver TB:

-Urkunde
:


   - Verkörperung
 einer menschlichen Gedankenerklärung
  

         (Perpetuierungsfunktion) 


   - zum Beweis bestimmt
 und geeignet

          (Beweisfunktion)


   - Erkennbarkeit des Ausstellers (Garantiefunktion)

- Tathandlungen

   -Herstellen einer unechten
 Urk.
 (§ 267 I, 1. Var. StGB)

bzw.

   -Verfälschen einer echten Urk.
 (§ 267 I, 2. Var. StGB)

bzw.

   -Gebrauchen
 einer unechten oder verfälschten Urk. 

    (§ 267 I, 3. Var. StGB)

subjektiver TB:

-Vorsatz
 bezüglich der Merkmale des objektiven TB's

-zur
 Täuschung
 im Rechtsverkehr

Rechtswidrigkeit und Schuld

Prüfungsfolge bei Urkundenunterdrückung (§ 274 I Nr. 1 StGB)

Tatbestand:

objektiver TB:

-Urkunde

-die dem Täter nicht gehört

-Tathandlung: Vernichten
, Beschädigen
 oder Unterdrücken

subjektiver TB:

-Nachteilszufügungsabsicht

-Vorsatz bezüglich der Merkmale des objektiven TB's

Rechtswidrigkeit und Schuld

Prüfungsfolge bei Falschbeurkundung im Amt (§ 348 StGB)

Tatbestand:

objektiver TB:

-zur Aufnahme öffentlicher Urkunden
 befugter Amtsträger

-beurkundet
 innerhalb seiner Zuständigkeit

-eine rechtserhebliche Tatsache falsch

subjektiver TB:

-Vorsatz
Rechtswidrigkeit und Schuld

Prüfungsfolge bei Mittelbarer Falschbeurkundung 

(§ 271
, 273 StGB)
Tatbestand:

objektiver TB:

-Täter

-Tathandlung
: 


- (§ 271 StGB): Bewirken
, daß Amtsträger in öffentlicher

                    Urkunde
 etwas inhaltlich Unwahres zu

                    öffentlichem Glauben beurkundet


- (§ 273 StGB): Gebrauchmachen von einer Urkunde i.S.d. 

                    § 271 StGB 

subjektiver TB:

-Vorsatz
- (bei § 273 StGB) zum Zwecke der Täuschung
Rechtswidrigkeit und Schuld
� Zur Geldfälschung (§§ 146 StGB) als Spezialfall der Urkundsdelikte: Wessels/Hettinger, BT 1; § 20; Otto, BT, § 75.


�  Zu den Urkundsdelikten: Rengier, BT II, §§ 32-38; Krey/Hellmann/Heinrich, BT 1, Rdn. 971 ff. -   Ferner: Freund, JuS 1993, 731, 1016; JuS 1994, 30, 125, 207, 305; ders., Urkundenstraftaten, 1996; Puppe, Jura 1979, 630; Samson, JA 1979, 526, 658; Otto, JuS 1987, 761; sowie Küper, BT 1, S. 312 ff. 


� Genauer: Schutz des Vertrauens / der Interessen derjenigen, die am Rechtsverkehr teilnehmen.


� Geschützt in Bezug auf alle Urkunden; für technische Aufzeichnungen (Legaldefinition in § 268 II StGB; z.B. Schaublatt des Fahrtenschreibers, nicht aber Km-Zähler): sachähnlicher Schutz durch § 268 StGB (dort wird das Vertrauen darauf geschützt, daß die Aufzeichnung das unberührte (also manipulationsfreie) Ergebnis eines normalen techni�schen Aufzeichnungsvorganges ist (Aufzeichnung also "unecht", wenn sie in ihrer konkreten Ge�stalt nicht aus einem in seinem automatischen Ablauf unberührten Herstellungsvorgang stammt, obgleich sie diesen Eindruck erweckt (mangelnde Authentizität; inhaltliche Richtigkeit der Auf�zeichnung: nur mbr. geschützt); hierzu: Lackner/Kühl, § 268 Rdn. 7-9; Grundfälle zu § 268 StGB bei Freund, JuS 1994, 207 ff.


� Primär bei öffentlichen Urkunden (§§ 271, 348 StGB).


� Geschützt in Bezug auf alle Urkunden.


� Vgl. ferner auch § 133 StGB (Schutz dienstlichen Verwahrungsbesitzes).


� Hinsichtlich Ausweispapieren.


�  Sonderfälle: 


(a) Zusammengesetzte Urkunde: Verkörperte Gedankenerklärung wird mit ihrem Bezugsobjekt räumlich fest zu einer Beweismitteleinheit verbunden, so daß beide zusammen einen einheitlichen Beweis- und Erklärungswert in sich vereinigen (etwa: Beglaubigungsvermerk auf Abschrift oder Kopie; Kfz-Kennzeichen und Kraftfahrzeug; Personalausweis und Lichtbild; ggf. auch: Preisschild und Ware; merke: Durch Austausch des Bezugsobjektes: Verfälschen (§ 267 I, 2. Var. StGB) dieser Urkunde (und/oder §§ 274 I Nr. 1 sowie § 267 I, 1. Var. StGB).


(b) Gesamturkunde: Mehrere Einzelurkunden werden dauerhaft zu einem einheitlichen Ganzen verbunden und erbringen gerade in ihrer Zu�sammenfassung kraft Gesetzes, Geschäftsgebrauchs oder Vereinbarung einen über diese Einze�lurkunden hinausgehenden selbständigen Gedankenin�halt (nämlich: "Andere als dort dokumen�tierte Rechtsvorgänge sind nicht erfolgt") zum Ausdruck (etwa: Sparkassenbuch; kaufmänni�sches Handelsbuch; Personalakte); merke: Verfälschung (§ 267 I, 2 Var. StGB ggf. auch durch Aussteller, sofern er seine Abänderungsbefugnis verloren hat.


� Nicht unbedingt in Schriftform (Schriftstück); also auch sog. Beweiszeichen, die über ihr blo�ßes Bezeichnetsein hinaus eine Gedankenäußerung ihres Urhebers vermitteln (als mit ihrem Be�zugsobjekt zusammengesetzte Urkunde, s.o. Fn. 9), nicht aber bloße Kennzeichen; Beispiel für Beweiszeichen: Malersignatur; entwertende Durchlochung einer Eisenbahnfahrkarte; Preisaus�zeichnung auf Ware, sofern feste Verbindung; Kfz-Kennzeichen sowie TÜV-Plakette am Fahr�zeug; Fabriknummer am Kfz-Fahrgestell; (Gegenbeispiele: ausschließlich sichernde Verschlussplombe; Garderobenmarke; Dienststempel auf Inventar {zw.}).


Da § 267 StGB (und auch § 268 StGB) auf die visuelle Wahrnehmbarkeit abstellen: Ergänzung bei "unsichtbaren" Daten durch §§ 269, 270 StGB!


� Fehlt bei technischen Aufzeichnungen (s. § 268 StGB), es sei denn, eine Person macht sich diese Erklärung (z.B. eine durch Computer erstellte Abrechnung) zu eigen (dann "EDV-Urkunde" = § 267 StGB).


� Bewußtsein genügt, daß anderer eine rechtliche Reaktion daran anknüpfen und sie zu Beweis�zwecken nützen könnte (also nach h.M. [+] auch bei sog. Deliktsurkunden {z.B. beleidigender Brief}); unerheblich, ob von vornherein durch Aussteller ("originäre Urk.") oder nachträglich durch Dritten ("Zufallsurkunde"); fehlt bei bloßen Entwürfen sowie beim Blankett [aber: durch ab�redewidrige Blankettausfüllung: § 267 I, 1. Var. StGB (+)] sowie bei Urkundsentwürfen; sie kann auch nachträglich entfallen.


� Gedankenerklärung kann für Überzeugungsbildung zumindest mitbestimmend sein; praktisch immer gegeben (auch dann, wenn Gedankenerklärung erst nachträglich von Dritten für Beweis�zwecke genutzt werden soll).


� Es muß (zumindest für Eingeweihte) auf eine bestimmte Person hingewiesen werden, die als Urheber und Garant hinter der Erklärung steht; Aussteller ist hierbei derjenige, von dem die Ur�kunde geistig herrührt, d.h. derjenige, dem das Erklärte im Rechtsverkehr zugerechnet wird;


Erkennbarkeit fehlt bei: 


- Abschriften (nicht zu verwechseln mit: Durchschrift = Urkunde!) und Fotokopien (sie stellt auch keine technische Aufzeichnung iSv. § 268 III StGB dar) - anders aber bei "Aufrücken" der Kopie zum Original (d.h. Kopie wird gezielt der Anschein eines Originals gegeben) sowie hinsichtlich einer beglaubigten Abschrift/Kopie!; zum Fax: Urkunde {+}; vgl. auch Geppert, Jura 1990, 271;


- offener (Verwendung eines historischen Decknamens) und versteckter Anonymität (z.B. "Müller", sofern erkennbar, daß niemand für diese Erklärung einstehen will); merke aber: Uner�heblich, ob der genannte Aussteller tatsächlich existiert! Umgekehrt ausnahmsweise auch Identi�tätstäuschung bei Verwendung des eigenen Namens).


� Urkunde stammt nicht von demjenigen, der aus ihr als Aussteller hervorgeht (also: Identi�tätstäuschung; schriftliche Lüge begründet keine Unechtheit!). Für die Prüfung, ob die Urkunde den Anschein erweckt, sie rühre von einer anderen Person als dem wirklichen Aussteller her (also das zu schützende Interesse an korrekter Zuschreibung der Erklärung verletzt wird), ist auf die "geistige" Urheberschaft abzustellen; also keine Unechtheit bei bloßer -zulässiger- Schreibhilfe sowie im Falle - zulässiger - Stellvertretung; Merke: Bei juristischen Personen (Behörden, Han�delsgesellschaften etc.) gilt nicht der ubr. Unterzeichnende, sondern die (aus Briefkopf, Stempel etc. erkennbare) Behörde usw. als Aussteller, so daß ein Unbefugter auch bei Unterzeichnung im eigenen Namen eine unechte Urkunde herstellt (str.); demgegenüber bei vollmachtsloser offener Vertretung privater Personen: Kein § 267 I, 1. Var. StGB (vgl. BGH NJW 1993, 2759) durch Täuschung über die Vertretungs�befugnis (nur schriftliche Lüge).


"Unecht" (+) auch bei abredewidriger Blankettausfüllung; bei Herbeiführen einer Unterschrift im Wege des Zwanges oder der Täuschung bzw. bei fehlendem Erklärungsbewußtsein des "Ausstellers" strittig.


"Unecht" (-) bei schlichter Namenstäuschung, sofern korrekte Zuschreibung nicht gefährdet.


� Hervorbringen einer Urkunde, die den unrichtigen Anschein erweckt, von dem aus ihr erkenn�baren Aussteller herzurühren.


� Nachträgliches Verändern des gedanklichen Inhalts einer Urkunde, so daß der Anschein er�weckt wird, der Aussteller habe die Erklärung von Anfang an so abgegeben, wie sie nach der Veränderung vorliegt; insoweit strittig, ob auch der Aussteller selbst die Urkunde dann verfäl�schen kann, wenn er über sie keine alleinige Verfügungsgewalt mehr besitzt; bei zusammenge�setzten Urkunden: Verfälschen durch auch durch Verändern bzw. Vertauschen der verbundenen Sache.


� Verhältnis von § 267 I, 1. bzw. 2. Var. StGB zu § 267, 3. Var. StGB: Natürliche Handlungs�einheit, also eine einheitliche Tat im Rechtssinne (beendet durch den konkreten Gebrauch), sofern Täter bereits bei Herstellen oder Verfälschen den späteren konkreten Gebrauch des Falsifikats im Auge hatte; anderenfalls: Tatmehrheit (§ 53 StGB).


� Urkunde wird der Wahrnehmung der zu täuschenden Person derart zugänglich gemacht, daß die Möglichkeit der Kenntnisnahme besteht; merke: Ggf. § 267 I, 3. Var. StGB (+) durch Vor�lage der Kopie (!) - auch einer Fernkopie (= Telefax) - einer falschen Urkunde (hierzu: Otto, BT § 70, I 2d).


� Dolus eventualis genügt; bezüglich "Urkunde" genügt sog. Parallelwertung in der Laiensphäre (s. Roxin, AT 1, § 12 Rdn. 86).


� Str., ob es dem Täter nur auf die Täuschung über die Echtheit (oder auch auf das rechtser�hebliche Verhalten des  Getäuschten) ankommen muß; Gelingen der Täuschung unerheblich.


� Durch Täuschung über Echtheit bzw. Unverfälschtheit der Urkunde soll Dritter zu rechtser�heblichem Verhalten veranlaßt werden (ohne Belang, ob hierdurch Beweis über ein wirklich be�stehenden Rechtsverhältnis erbracht werden soll).


� Täter will Dritte durch Täuschung über Echtheit/Unverfälschtheit der Urkunde zu einem rechtserheblichen Verhalten beeinflussen; also (-) bei Täuschung im bloß gesellschaftlichen Be�reich; zum (zahlungswilligen!) Incognito-Reisenden [aber bereits Identitätstäuschung zw.]: Freund, Urkundendelikte, Rdn. 225.


� Geschützt wird nur eine echte Urkunde (h.M.).


� Hierfür ist nicht die Eigentumslage, sondern das Beweisführungsrecht (Recht zur Herausgabe, Vorlage oder Bereithalten zur Einsichtnahme) an der Urkunde maßgeblich.


� Zum Beseitigen des Entwertungsstempels von einer mit einem durchsichtigen Klebestreifen o.ä. präparierten Fahrkarte zur erneuten Benutzung des Fahrtausweises: Schroeder, JuS 1991, 301; Ranft, Jura 1993, 85; Freund, JuS 1994, 33.


� Aufhebung bzw. Beeinträchtigung der Brauchbarkeit der Urkunde zu Beweiszwecken (ev. zu�sätzlich auch § 267, 268 StGB; zu den Konkurrenzen im Verhältnis zu §§ 267, 268 bzw. 242, 246, 303 StGB: Lackner/Kühl, § 274 Rdn. 8; s.a. Geppert, Jura 1988, 158).


� Zumindest vorübergehende Hinderung des Berechtigten an der Benutzung der Urkunde als Beweismittel.


� Nachteil = jede Beeinträchtigung fremder Beweisführungsrechte (also nicht nur ein Vermö�gensschaden); str., ob für "Absicht" direkter Vorsatz genügt.


� Urkunden, die von einer öffentlichen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben verse�henen Person (z.B. Notar) innerhalb ihrer sachlichen Zuständigkeit in der vorgeschriebenen Form aufgenommen werden (s. § 415 ZPO); diese Urkunde muß für den Rechtsverkehr nach außen bestimmt sein und bezwecken, Beweis für und gegen jedermann zu erbringen (also etwa: Pfän�dungsprotokoll des Gerichtsvollziehers, nicht aber dessen dienstinternes Dienstregister sowie Kassenbuch); Beispiele: Grundbuch; Erbschein; Führerschein.


� Also Sonderdelikt; für "Außenstehende" nur Anstiftung bzw. Beihilfe möglich (ferner: § 28 I StGB, da echtes Amsdelikt), nicht aber Mittäterschaft oder mittelbare Täterschaft (für mbr. Tä�terschaft: Spezialregelung in § 271 StGB!).


� Achtung: Der öffentliche Glaube, d.h. die Beweiskraft der jeweiligen Urkunde, muß sich ge�rade auch auf den beurkundeten Vorgang erstrecken -> Funktion besonderer amtlicher Richtig�keitsbestätigung (also etwa Führerschein: [+] bezüglich Erteilung der Fahrerlaubnis, aber [-] hin�sichtlich des Geburtsdatums {str.}; Kfz-Schein: [+] bezüglich der Zulassung des Kfz, aber [-] hin�sichtlich der Befugnis zum Führen des Doktor-Titels]; bei notarieller Vertragsbeurkundung: [+] bezüglich Abgabe der Erklärung, aber [-] hinsichtlich ihrer inhaltlichen Richtigkeit; bei gerichtli�chem Verhandlungsprotokoll: [+] hinsichtlich der Einhaltung vorgeschriebener Förmlichkeiten, aber [-] bezüglich der Angaben zur Person oder des Erklärungsinhalts; zu falschen Personalien i.Z.m. Asylantrag vgl. den Rspr-Bericht von Puppe, JZ 1997, 495 f.).


� Zu den weiteren Modalitäten: § 348 I StGB lesen.


� Falsch (+), sofern das Beurkundete nicht mit dem zu beurkundenden Vorgang übereinstimmt (also materielle Unrichtigkeit).


� Qualifizierung bei Bereicherungs- oder Schädigungsabsicht durch § 272 I StGB.


� Zur genauen TB-Formulierung sowie zu weiteren Tathandlungen: vgl. § 271 StGB.


� Nach h.M erfaßt § 271 StGB aber auch die Fälle, in denen der beurkundende Amtsträger ent�gegen der Vorstellung des Hintermannes gut- oder bösgläubig handelte: § 271 StGB als Auffang-TB für alle Fälle, die nicht bereits als Teilnahme an § 348 StGB strafbar sind (Parallelproblematik bei § 160 StGB!).


� S.o. in Fn. 30.


� S.o. in Fn. 33.





